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Anschlag auf die Freiheit 
„Unser Mitgefühl gilt den 
Menschen in Amerika, vor 
allem den Betroffenen", 
sagte die Parteivorsitzende 
Angela Merkel am Diens- 
tagabend in Berlin. „Jeder 
von uns ist ein Stück fas- 
sungslos und entsetzt." 

Bei den Terroranschlä- 
gen auf die USA handele es 
sich „um einen Anschlag auf 
die Freiheit", um einen „tie- 
fen Einschnitt für die demo- 
kratische Welt". Zugleich 
werde deutlich, wie verletz- 
bar „offene Gesellschaften" 
sind. Auch wenn über viele 
Jahre wenig passiert sei, 
dürfe „unsere Wachsamkeit 
nicht nachlassen". 

Sehr geehrter 
Herr Präsident, 

mit Entsetzen haben wir die 
Berichte über die Terroran- 
schläge auf ihr Land und das 
Leben vieler Tausender Ih- 
rer Landsleute aufgenom- 
men. Die CDU Deutsch- 
lands verurteilt diesen Akt 
der Barbarei auf das Schärf- 
ste. In diesen bitteren Stun- 
den versichern wir Sie unse- 

rer tief empfundenen 
Trauer, Anteilnahme und 
Solidarität. Die CDU 
Deutschlands steht beim 
Kampf gegen den interna- 
tionalen Terrorismus fest an 
der Seite der Vereinigten 
Staaten von Amerika. 

Mit tiefem Mitgefühl 
und Solidarität 

Dr. Angela Merkel 

Ein Angriff auf die 
Zivilisation und die Offenheit 

unserer Gesellschaften 

Trauer, Anteilnahme 
und Solidarität 

In einem Telegramm an 
den Präsidenten der Verei- 
nigten Staaten George W. 
Bush schrieb die Parteivor- 
sitzende: 

Anlässlich der Regie- 
rungserklärung des Bun- 
deskanzlers zu den tragi- 
schen Ereignissen in den 
USA erklärte der Vorsit- 
zende der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Friedrich 
Merz am 12. September in 
Berlin: 

Zutiefst erschüttert ha- 
ben wir am gestrigen Tag die 
furchtbare Tragödie ver- 
folgt, die das amerikanische 
Volk durch mehrere verab- 
scheuungswürdige Terror- 
anschläge getroffen hat. Wir 
sind entsetzt und fassungs- 
los.     (Fortsetzung Seite 3) 
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PEARL HARBOR. Kaum et- 
was reicht an das heran, was 
gestern in Amerika auf der- 
art entsetzliche Weise ge- 
schehen ist. Nie zuvor hat es 
solche Terroranschläge in 
den Vereinigten Staaten, ja 
in der gesamten westlichen 
Welt gegeben. Beim Angriff' 
der Japaner auf Pearl Har- 
bor am 7. Dezember 1942 
starben 3500 Menschen. 
Wie viele werden es heute 
sein? Glaubt man ersten 
Meldungen, Tausende, viel- 
leicht Zehntausende mehr. 
Vor allem mit dem Anschlag 
auf das World Trade Center 
ist Amerikas Herz getroffen 
worden. Die Welt 

KRIEGSERKLÄRUNG. 
Nichts wird mehr so sein, 
wie es war. Trümmer, Blut, 
Tote inmitten von Amerika. 
Das gab es in den Vereinig- 
ten Staaten noch nie - auch 
nicht in beiden Weltkriegen. 
Der Krieg fand in Europa 
und Asien statt. Jetzt brennt 
Manhattan.     Bild-Zeitung 

DAS ZIEL. Die Anschläge 
auf Pentagon und World 
Trade Center zielen nicht 
nur auf die USA. Sie sind An- 

schläge auf die eine, freie 
und offene Welt. Das World 
Trade Center mag für die 
Terroristen das Symbol der 
imperialistischen Globali- 
sierung sein, für uns steht es 
- bei aller Kritik im Einzel- 
nen -für den freien Verkehr 
aller Völker mit einander. Es 
steht für „make business not 
war". Die terroristischen 
Anschläge dagegen erklären 
dem Business den Krieg. Sie 
richten sich gegen eine Welt, 
in der man zwar in dem einen 
oder anderen Fall einander 
übers Ohr haut, sich aber 
nicht die Schädel einschlägt. 

Berliner Zeitung 

WER? Wer steckt dahinter? 
Wer rechnet auf Gewinn, 
während er, vielleicht Tau- 
sende Kilometer entfernt, in 
einem amerikanischen Sen- 
der das terroristische Erd- 
beben im Herzen des mäch- 
tigsten Staats der Erde ver- 
folgt? Zusieht, wie die 
Türme des World Trade 
Center einstürzen, wie sich 
Rauch und Staub über die 
Stadt ausbreiten, wie die 
Zahl der mutmaßlichen Op- 
fer höher und höher steigt? 

Frankfurter Allgemeine 
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TE RR0RANSCH LAGE    IN     DEN     USA 

Wie stehen in diesen Stunden an der 
Seite der Vereinigten Staaten von Amerika 

Fortsetzung von Seite 1 
Wir ringen um Worte für 

Dinge, die sich nicht in 
Worte fassen lassen. Diese 
Fernsehbilder werden wir 
nicht vergessen. Die 
schrecklichen Anschläge 
haben nicht nur unsere ame- 
rikanischen Freunde getrof- 
fen, sie haben uns alle ge- 
troffen. Sie sind ein Angriff 
auf die Zivilisation, auf die 
Freiheit und auf die Offen- 
heit unserer Gesellschaften. 
Sie sind ein Angriff auf die 
Grundwerte, die das friedli- 
che Zusammenleben der 
Völker und der Menschen 
überhaupt erst möglich ma- 

chen. Und die das Leben der 
Menschen wertvoll machen. 

Uns haben Menschen- 
verachtung und 

Barbarei angeriffen 

Das Böse schlechthin, 
Menschenverachtung und 
Barberei haben uns gestern 
angegriffen. Wir stehen in 
diesen schwersten Stunden 
an der Seite Amerikas. Wir 
wissen, wo unser Platz ist. 
Und wir alle, liebe Kolle- 
ginnen und Kollegen, säßen 
heute nicht hier, im Deut- 
schen Bundestag in Berlin, 

wenn nicht die Amerikaner 
vor 50 Jahren Solidarität 
mit uns Deutschen gezeigt 
hätten. 

Ich meine, dass niemand 
in der Welt so viel Grund hat, 
jetzt Solidarität mit Amerika 
zu zeigen wie wir. Wir beten 
für die Opfer, für deren An- 
gehörigen und für das ganze 
amerikanische Volk. 

Jeder parteipolitische 
Streit hat jetzt in unserem 
Land zurückzustehen. Un- 
seren amerikanischen Freun- 
den sind wir in tiefer Anteil- 
nahme und fester Freund- 
schaft gerade jetzt beson- 
ders nahe. 

Terroristen für die Vorbereitung derartiger 
Anschläge den Boden entziehen 

Als teuflischen Anschlag 
nicht nur auf die Verei- 
nigten Staaten, sondern 
auf die gesamte zivili- 
sierte Welt hat der Vor- 
sitzende der EVP-ED 
Fraktion im Europäi- 
schen Parlament, Hans- 
Gert Pöttering, den Ter- 
roranschlag in den USA 
bezeichnet. 

Die zivilisierten Kräfte 
in der ganzen Welt müssten 
jetzt in engster Solidarität 

mit den USA die Verant- 
wortlichen für diesen An- 
schlag zur Rechenschaft 
ziehen und in enger Zusam- 
menarbeit terroristischen 
Anschlägen in Zukunft 
wirksam begegnen. 

„Wir stehen mit Trauer 
und Entsetzen vor einer Ka- 
tastrophe, die sich nie mehr 
wiederholen darf. Wir ste- 
hen an der Seite Amerikas 
und aller Betroffenen, mit 
denen uns tiefes Mitgefühl 

verbindet." Nach dem er- 
sten Schock gelte es, viele 
Fragen zu beantworten. 

Für die Zukunft müsse 
vor allem eine Antwort dar- 
auf gefunden werden, wie 
Terroristen für die Vorbe- 
reitung derartiger An- 
schläge der Boden entzo- 
gen werden kann. Dies 
werde auch eine neue Di- 
mension der europäischen 
und internationalen Zu- 
sammenarbeit erfordern. 

UID 28/2001 -3 



'KOMMUNALWAHLEN   IN   NIEDERSACHSEN 

Christian Wulff: 
Vorsprung sogar 
noch ausgebaut 

Ministerpräsident Ga- 
briel ist zur Wahl mit der 
erklärten Absicht angetre- 
ten, das schlechte Ergeb- 
nis seines Vorgängers, des 
damaligen Regierungs- 
chefs Gerhard Schröder, 
zu verbessern. Das Ergeb- 
nis: Die SPD hängt bei 38,6 
Prozent fest. Die CDU hat 
42,6 Prozent erhalten. 

Landesvorsitzender 
Christian Wulff nach der Prä- 
sidiumssitzung vor der 
Presse in Berlin: „Wir sind 
klar stärkste Partei und haben 

Angela Merkel: 
„Das Ergebnis setzt 

Maßstäbe für die ganze 
CDU: Wir können wieder 

siegen. Wir sind in 
Schröders Heimatland 

die stärkste Kraft gewor- 
den - Zeichen dafür, 

dass der Kanzler ange- 
schlagen ist." 

unsern Vorsprung vor der 
SPD sogar noch ausgebaut." 

Geradezu „gigantisch" 
habe die CDU im ländlichen 
Raum dazugewonnen. 
„Kräftige Erfolge" sind aber 
auch in den Städten zu ver- 
zeichnen. Beispiel Wolfs- 
burg: Hier hat es einen 
„Machtwechsel"   gegeben. 

GENERALSEKRETäR   LAURENZ   MEYER: 

CDU klarer Sieger bei den 
Wahlen in Niedersachsen 

„Die Wählerinnen und 
Wähler in Niedersachsen 
haben das bürgerliche La- 
ger gestärkt. SPD und 
Grüne haben dagegen 
Einbußen hinnehmen 
müssen." 

Zu diesem erfreulichen 
Ergebnis bei den Kommu- 
nalwahlen hat Laurenz 
Meyer nach einer Präsidi- 
umssitzung am lO.Septem- 
berChristian Wulff und der 
niedersächsischen CDU 
sehr herzlich gratuliert. In 
der geringen Wahlbeteili- 
gung von 56,2 Prozent sah 

den einzigen bei den Kom- 
munalwahlen. Die VW- 
Stadt wird künftig von der 
CDU regiert (plus 3,7 % auf 
41,6), während die SPD 
3,2 % verloren hat und jetzt 
bei 37,7% liegt. 

der Generalsekretär ein 
„enormes Potential von 
Frustration" gegenüber der 
Politik der SPD-geführten 
Landesregierung. 

Unzufriedenheit in 
Stimmen für die CDU 

ummünzen 

Es gelte, diese - auch 
über Niedersachsen hinaus 
-weit verbreitete Unzufrie- 
denheit der Bürgerinnen 
und Bürger in Stimmen für 
die CDU umzumünzen. 

Christian Wulff: „Nach 
der Europa-Wahl hat die 
CDU in Niedersachsen er- 
neut gezeigt, dass sie auch 
im Land wieder Regierungs- 
verantwortung übernehmen 
kann." UI5 
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VORLäUFIGES   AMTLICHES   ENDERGEBNIS 

Kommunalwahlen in Niedersachsen am 9. September 
Kommunulwahl   11      Koiiiiiiunalwalil   I)     Diff. 

Niedersachsen 2(H) 1     Niedersachsen 1996 
(iemcinderatswalil  2i  (ieineinderalswalil 2)     Dill'. 
Niedersachscn 21MH       Niedersachsen 1996 

Anzahl 

Wahlberechtigte 6.220.151 
Wahlbeteiligung 3.493.688 
gültige Stimmen 3) 9.972.784 

56,2 

Anzahl % 

6.128.828 
3.953.660     64.5 

11.258,008 

5.026.178 
-8,3    2.918.151 

8.382.669 
58,1 

Anzahl % 

4.900.340 
3.247.458      66.3 
9.287.756 

-8,2 

CDU 4.249.063 42,6| 4.689.469 | 41,7| +0,9 3.626.630 43,3| 3.921.036 | 42.2|  | + .,1| 

SPD 3.845.083 38,6 4.335.954 38.5 +0,1 3.145.047 37,5 3.527.358 38,0 -0,5 

Grüne 670.421 6,7 1.016.302 9,0 -2,3 386.678 4,6 590.976 6,4 -1,8 

FDP 614.488 6,2 512.530 4,6 [ +1,6| 383.809 4,6 335.463 3.6 +1,0 

WGR 450.381 4,5 486.232 4.3 +0.2 775.736 9,3 820.627 8,8 +0,5 

PDS 57.981 0,6 24.937 0,2 +0,4 10.785 0,1 3.917 0,0 +0,1 

REP 50.648 0,5 117.865 1,0 -0,5 11.061 0,1 25.219 0,3 -0,2 

Sonstige 34.719 0,3 74.719 0,7 -0,4 42.923 0,5 63.160 0.7 -0,2 

') Gemeinderatswahlen in den kreisfreien Städten, Kreistagswahlen in den Landkreisen und Wahl zur 
Kegionsversammlung Hannover (Die Region Hannover ist ein neu gegründeter Zusammenschluß aus Stadt und 
Landkreis). 

-' Gemeinderatswahlcn in den Landkreisen      3iimwi 

•') jeder Wahler hat drei Stimmen 
Die Einzelergebnisse: www.cdu.de 

Präsidiumsbeschluss: Zuwanderung steuern 
und begrenzen. Integration fördern 

• Dervom Bundesinnenmi- 
nister vorgelegte Referen- 
tenentwurf zum Thema Zu- 
wanderung ist in seiner jet- 
zigen Form für die Union 
nicht zustimmungsfähig. 
Das Präsidium bestätigt die 
Gründe, die auf der Presse- 
konferenz am 23. August 
von Ministerpräsident Peter 
Müller, dem stellvertreten- 
den Vorsitzenden der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion Wolfgang Bosbach 
und Staatsminister Günther 
Beckstein dargelegt und 
oundesinnenminister Otto 
Schily am 2. September in 

einem mündlichen Ge- 
spräch erläutert wurden 
(siehe UiD 25, Seite 6-8). 
m Entscheidend für unsere 
Bewertung kann nur ein von 
der Bundesregierung im Ka- 
binett verabschiedeter Ge- 
setzentwurfsein. 
• Grundlage für unsere Be- 
urteilung eines solchen Ge- 
setzentwurfs ist der Be- 
schluss des Kleinen Partei- 
tags der CDU „Zuwande- 
rung steuern und begrenzen. 
Integration fördern" vom 7. 
Juni, die gemeinsame Stel- 
lungnahme von CDU und 
CSU zum Thema Zuwande- 

rung sowie der Entschlie- 
ßungsantrag der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion. 
• Falls die Bundesregie- 
rung einen im Kabinett 
verabschiedeten Gesetz- 
entwurf vorlegt, werden 
Peter Müller, Wolfgang 
Bosbach und Günther 
Beckstein gebeten, nach 
genauer Prüfung eine 
zügige Bewertung vor- 
zunehmen und diese mit 
den Parteiführungen von 
CDU und CSU sowie der 
Führung der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion abzu- 
stimmen. UD 
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KONJUNKTUR   UND  ARBEITSMARKT 

FRIEDRICH   MERZ: 

Wir brauchen tief greifende Reformen 
der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 

Letzte Woche wurden die 
offiziellen Arbeitslosen- 
zahlen für August veröf- 
fentlicht. Die jüngste Ar- 
beitslosenstatistik mar- 
kiert einen traurigen Wen- 
depunkt auf dem Arbeits- 
markt. Mit 3,789 Millio- 
nen ist die Zahl der Ar- 
beitslosen erstmals seit 
1998 im Vergleich zum 
Vorjahr wieder angestie- 
gen. Damit ist amtlich: die 
Konjunkturkrise in 
Deutschland hat nun auch 
den Arbeitsmarkt erfasst. 

Die dramatische Ver- 
schlechterung der Situation 
am Arbeitsmarkt ist für die 
Opposition kein Grund zum 
Jubel. Aber sie bestärkt uns 
in unserer Kritik an dieser 
Bundesregierung. 

Experten erwarten, dass 
auch für den Rest des Jahres 
keine Besserung am Ar- 
beitsmarkt eintreten wird. 
Vielmehr gehen sie davon 
aus, dass sich bis zum 
Jahresende die Arbeitslo- 
senzahlen wieder der 4 Mil- 
lionen-Grenze nähern wer- 
den. Daher ist auch eine 
zweite Erkenntnis „amt- 
lich": BundeskanzlerSchrö- 
der wird sein selbst gesteck- 
tes Ziel verfehlen, die Ar- 

beitslosigkeit bis zur näch- 
sten Bundestagswahl auf 3,5 
Millionen zu senken. 

Schon heute ist klar: Die 
Bundesregierung bekommt 
die Arbeitslosigkeit deshalb 
nicht in den Griff, weil sie es 
bisher versäumt hat, die 
strukturellen Probleme der 
Wirtschaft zu lösen. 

Mehr Bürokratie - 
weniger Arbeitsplätze 

Statt der notwendigen 
Deregulierung hat die rot- 
grüne Koalition den Ar- 
beitsmarkt zusätzlich regu- 
liert. Die Rücknahme beim 
Kündigungsschutz und der 
Lohnfortzahlung im Krank- 
heitsfall, die Gesetze zu den 
630-DM-Jobs und der 
Scheinselbständigkeit, der 
Rechtsanspruch auf Teil- 
zeitarbeit bis hin zu der No- 

velle des Betriebsverfas- 
sungsgesetzes sind alles 
keine Maßnahmen, die Un- 
ternehmen ermuntern, neue 
Mitarbeiter einzustellen. 
Mehr Bürokratie und Ver- 
rechtlichung bestehender 
Arbeitsverhältnisse verhin- 
dern vielmehr die dringend 
erforderliche Flexibilität auf 
dem Arbeitsmarkt. 

Eine weitere Belastung 
für den Arbeitsmarkt sind 
die hohen Sozialkosten. An- 
gesichts der Kostenexplo- 
sion im Gesundheitswesen 
hat selbst die zuständige Mi- 
nisterin Schmidt angekün- 
digt, dass der Anstieg der 
Beiträge zur Krankenversi- 
cherung unausweichlich ist. 
Die geplante Absenkung der 
Rentenbeiträge wird trotz 
Flickschusterei mittels der 
Ökosteuer nicht gelingen. 
Die von der Bundesregie- 
rung angestrebte Begren- 
zung der Lohnnebenkosten 
auf 40 Prozent ist somit in 
dieser Legislaturperiode ge- 
scheitert. Das sind Kosten, 
die nicht nur die Verbrau- 
cher, sondern auch die Un- 
ternehmen belasten und 
ihren Spielraum schmälern, 
wettbewerbsfähige Arbeits- 
plätze zu schaffen. 
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„WAHLKAMPF HILFE"  ' 

STEFFEN   KAMPETER 

Spendabel für den roten Senat in Berlin 
Zu den offensichtlich 
durch Wahlkampf ver- 
stärkten Zahlungen der 
Bundesregierung an die 
Parteifreunde in Berlin 
erklärte der Obmann im 
Haushaltsausschuss der 
CDU/CSU: 

Klammheimlich werden 
aus dem Kulturetat durch 
die Bundesregierung Mil- 
lionen-Beträge in die Kas- 
sen des rot-grünen Senats 
geschleust. Die CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion kriti- 
siert diese Wahlkampfhilfe 
als Steuergeldverschleude- 
rung. Gerade jetzt wurden 

zwei offensichtliche Fälle 
bekannt: 

Fall 1 Bleibegeld für 
Daniel   Barenboim:    Im 
November vergangenen 
Jahres wurden 3,5 Mio. DM 
aufgewendet, um Daniel 
Barenboim zum Bleiben in 
Berlin zu bewegen. Der 
Hauptstadtkulturfonds 
sollte möglichst unbüro- 
kratisch die Mittel zu den 
Berliner Philharmonikern 
transferieren. Im Haus- 
haltsentwurf für 2002 fin- 
det sich diese Summe er- 
neut. Der Geldregen stellt 
eine fortgesetzte Ungleich- 

behandlung der Berliner 
Orchester dar, für die es 
keine Rechtfertigung gibt. 

Fall 2 Aufbauhilfe für 
den Osten: Im letzten Bun- 
destagswahlkampf hat die 
SPD ein Programm „Auf- 
bau der Kultur in den neuen 
Ländern" versprochen. 
Nach der Wahl wurde das 
Versprechen finanziell ge- 
kürzt. Die Enttäuschung 
war groß. Jetzt wurde aus- 
gerechnet die Aufbauhilfe 
für Berlin erweitert. Eine 
Tranche von 5 Mio. DM 
fließt noch vor der Wahl in 
die Hauptstadt. 

Den Mittelstand 
verprellt 

Darüber hinaus hat die 
Bundesregierung mit ihrer 
Steuerreform den Mittel- 
stand verprellt. Sie verkennt 
damit die Bedeutung der 
kleinen und mittelständi- 
schen Unternehmen für In- 
novationen, wirtschaftliches 
Wachstum und damit die 
Entstehung von Beschäfti- 
gung. Es ist nicht nachvoll- 
ziehbar, warum der Spitzen- 
tarif bei der Einkommen- 
steuer erst im Jahr 2005 spür- 

bar ;&£,.;;> ' f : während 
bei den KapitalgesellsJiuti- 
ten bereits in diesem Jahr die 
deutliche Tarifabsenkung 
auf 25% erfolgt ist. 

Angesichts von fast vier 
Millionen Arbeitslosen 
kann es nicht sein, dass die 
Bundesregierung ein Jahr 
vor der nächsten Wahl eine 
ruhige Kugel schiebt. Ge- 
fragt sind keine massiven 
Ausgabeprogramme, die 
nur konjunkturelle Stroh- 
feuer zur Folge haben. Wir 
brauchen auch keine neuen 
Bündnisse für Arbeit. Wir 
brauchen tiefgreifende und 

substantielle Reformen der 
wirtschaftlichen Rahmen- 
bedingungen. 

Schröder an seinem 
Maßstab messen 

Nur so gibt es eine 
Chance, die Probleme auf 
dem Arbeitsmarkt dauerhaft 
zu lösen. Das ist schließlich 
der Maßstab, den Herr 
Schröder für sich selbst auf- 
gestellt hat. Unsere Aufgabe 
als Opposition ist es, den 
Bundeskanzler daran zu 
messen. UD 
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1 ATOMGESETZ N 0 V E L L E 

KURT-DIETER   GRILL 

Ausstieg ohne Konzept - drei zentrale 
Fragen bleiben unbeantwortet 

Die Entscheidung des Ka- 
binetts über die Atomge- 
setznovelle hat der Be- 
richterstatter für Energie- 
politik der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion eine 
Entscheidung gegen die 
ökonomische und ökologi- 
sche Vernunft genannt: 

Sie wird getroffen, ohne 
dass ein Konzept zur Entsor- 
gung, geschweige denn zur 
Energiepolitik vorliegt. Die 
Bundesregierung hat drei 
zentrale Fragen nicht beant- 
wortet: 
• Welches energiepoliti- 
sche Konzept hat die Bun- 
desregierung, mit dem die 
Kernenergie im Grundlast- 
bereich ersetzt werden soll? 
• Warum nutzt die Bundes- 
regierung trotz früherer mas- 
siver Vorwürfe nun doch die 
vorhandene Entsorgungs- 
struktur und die bestehenden 
Sicherheitsstandards? 
• Warum stoppt die Bundes- 
regierung in unverantwortli- 
cher Weise die Erkundung 
des Salzstockes Gorleben? 

Auf die erste Frage hat 
die Bundesregierung bis 
heute keine schlüssige Ant- 
wort vorgelegt. Ein energie- 
politisches Konzept wird es 
nicht geben. 

• Es ist nicht er- 
kennbar, wie die 
Kernenergie in der 
Grundlast wettbe- 
werbsfähig im In- 
teresse des Stand- 
ortes Deutschland 
ersetzt werden soll. 
• Es ist nicht erkennbar, wie 
dies zudem klimaverträg- 
lich, ohne Erhöhung der 
C02-Emissionen erfolgen 
soll. Die Bundesregierung 
hat im April öffentlich be- 
kannt, dass sie die Kli- 
malücke aufgrund des Aus- 
stiegs aus der Kernenergie 
nicht schließen kann. 

Der Energiebericht des 
Bundeswirtschaftsmini- 
sters ist ein Dokument der 
Konzeptlosigkeit in der En- 
ergiepolitik. Die Klimapoli- 
tik verfehlt ihre Ziele, für die 
Wirtschafts- und Arbeits- 
marktpolitik gibt es keine 
gesicherte, langfristige Per- 
spektive. 

Die Antwort auf die 
zweite Frage beginnt mit der 
Feststellung: Die Bundesre- 
gierung hat keinen Beweis 
für das Scheitern des bisheri- 
gen, auch von der SPD seit 
1979 befürworteten Entsor- 
gungskonzeptes vorgelegt. 
Im Gegenteil: die in 30 Jah- 

ren   im   Konsens 
entwickelte     Ent- 
sorgungsstruktur 
wird entweder ge- 
nehmigt  oder ge- 
nutzt werden. 

Genehmigt 
werden das Endla- 

ger „Schacht Konrad" sowie 
die Pilotkonditionierungsan- 
lage in Gorleben. 

Genutzt werden die Zwi- 
schenlager in Gorleben und 
Ahaus.NeuedezentraleZwi- 
schenlager werden nach dem 
Muster Gorleben gebaut. 

Darüber hinaus gibt die 
Bundesregierung die Vor- 
würfe der Abfallverschie- 
bung auf und bestätigt: 
• völkerrechtlich verbindli- 
che Verträge zur Wiederauf- 
arbeitung in Frankreich und 
Großbritannien bis 2005 
• den bisher geltenden Ver- 
wertungsnachweis für das 
Plutonium. 

Damit ist bewiesen, dass 
die CDU/CSU 1998 ein ge- 
schlossenes und funktionie- 
rendes Entsorgungskonzept 
hinterlassen hat. 

Zur dritten Frage ist 
anzumerken: Ein schwerer 
Fehler und eine negative 
Veränderung ist die Abkopp- 
lung des Entsorgungsnach- 
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weises von der Endlagerer- 
kundung. Die Bundesregie- 
rung verschiebt damit die 
Verantwortung auf kom- 
mende Generationen. 

Obwohl die Eignung des 
Salzstockes Gorleben für 
die Endgerung nach dem 
bisherigen Stand bestätigt 
wird, unterbricht man die 
Erkundung. Dies ist in höch- 
stem Maße politisch unver- 
antwortlich. Entscheidun- 
gen in Sachen Endlagerung 
dürfen nicht auf die nächste 
Generation verschoben wer- 
den. Kriterien für neue Stan- 
dorte gibt es nicht. Im kras- 
sen Widerspruch dazu steht 
allerdings der juristische 
Schutz der Erkundung ge- 
gen die Ansprüche privater 
Dritter auf Abbau des Sal- 
zes. Abschließend bleibt nur 
festzustellen: 

Die Bundesregierung hat 
bis heute keine neue Risiko- 
bewertung der Kernenergie 
vorgelegt, im Gegenteil, der 
hohe Sicherheitsstandard 
der deutschen Kernkraft- 
werke wird bestätigt. Im 
Kern bedeutet all dies, dass 
die bisherige Diffamierung 
der Kernenergie durch Rot- 
Grün aufgegeben wird. Die 
jahrelange Kampagne von 
Bündnis 90/Die Grünen ent- 
larv t sich als Instrument 
2um Machterwerb. Die Un- 
ternehmen können bei ge- 
setzlicher Garantie durch 
Rot-Grün mit abgeschriebe- 

nen Kraftwerken weiterhin 
gute Gewinne realisieren. 

Peter Paziorek: 
Option Kern kraft 

offen halten 
Die Kernenergie trägt mit 

ca. 1/3 zur Stromerzeugung 
in Deutschland bei und ist ein 
kostengünstiger, 
quasi heimischer 
Energieträger auf- 
grund in Deutsch- 
land entwickelter 
und produzierter 
Technologie. Sie 
ist in der Lage, die 
deutsche Stromversorgung 
gegen weltwirtschaftlich be- 
dingten Schwankungen des 
Energiepreisniveaus abzusi- 
chern. 

Daraus leitet sich die 
Forderung ab, die Option ei- 
ner weiteren Kernenergie- 
nutzung in Deutschland 
grundsätzlich offen zu hal- 
ten. Die kerntechnische 
Forschung in den Groß- 
forschungsei nrichtungen 
einschließlich der univer- 
sitären Infrastruktur muss er- 
halten bleiben und gleich- 

falls weiter unter- 
stützt werden. 

Deutschland 
braucht dies nicht 
nur zur Erhaltung 
der Spitzentechno- 
logie Kerntechnik, 
sondern auch, um in 

der internationalen Diskus- 
sion bei den Nationen, die 
weiter auf Kerntechnik set- 
zen, mit seinen Sicherheits- 
interessen Gehör zu finden. 

ANDREAS   SCHMIDT: 

Auf Aussage Sirvens bestehen 
Die Bundesjustizministe- 
rin muss unverzüglich 
alles unternehmen, um in 
Paris die Vernehmung 
des früheren Elf-Aqui- 
taine-Direktors Alfred 
Sirven vor dem 1. Unter- 
suchungsausschuss zu 
ermöglichen. 
Diese Forderung hat derOb- 
mann der CDU/CSU-Bun- 
destagfraktion im Untersu- 
chungsausschuss, Andreas 

Schmidt, gestellt. Ange- 
sichts der Bedeutung der 
Angelegenheit Leuna sollte 
Hertha Däubler-Gmelin 
persönlich vor dem Aus- 
schuss erscheinen und be- 
richten. Auch in einem 
Schreiben an den Ausschus- 
svorsitzenden hat sich 
Schmidt dafür eingesetzt, 
bei derfranzösischen Regie- 
rung auf eine Aussagemög- 
lichkeit Sirvens zu dringen. 
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Keine Zustimmung 
• Bundesinnenminister 
Schily will die Beamtenver- 
sorgung reformieren. Das 
Bundesarbeitsministerium 
hat die Pläne überprüft und 
kommt zu dem Schluss: Die 
zweite Stufe der Übertra- 
gung der Rentenreform ins 
Beamtenrecht entfaltet „auf 
das Lebenseinkommen ei- 
nes Beamten eine weit stär- 
kere Wirkung, als dies die 
modifizierte Rentenanpas- 
sungsformel ab 2011 bei den 
Rentnern" tut. In Zahlen: 
Verminderung der Beam- 
tenversorgung um 10 Pro- 
zent gegenüber einem Mi- 
nus von sechs Prozent nach 
den aktuellen Berechnungen 
in der Rentenversicherung 
bis 2030. Fazit des Bundes- 
arbeitsministeriums: „Da- 
mit kann in der zweiten Stufe 
der Reform ab 2011 nicht 
von einer Wirkungsgleich- 
heit ausgegangen werden. 
Erwin Marschewski, in- 
nenpolitischer Sprecher der 
CDU/CSU: „Unsere Zu- 
stimmung können die Pläne 
Schilys nicht finden." 

Ungeeignet 
• Schröder denkt über die 
Einführung einer neuen 
Steuer nach. Mit der so ge- 
nannten Tobin-Steuer will er 
den Staat an den Devisenum- 
sätzen beteiligen. Gerda 
Hasselfeidt, finanzpolitische 
Sprecherin der CDU/ CSU: 

WOLFGANG   LOH MAN N 

Krankenversicherungsbeiträge 
steigen weiter ungebremst 

Obwohl die Krankenver- 
sicherungsbeiträge von 
derzeit 13,6 auf über 14 % 
zu steigen drohen, sieht 
Bundesgesundheitsmini- 
sterin Schmidt keinen 
Handlungsbedarf. Diese 
Untätigkeit der Bundes- 
ministerin für Gesund- 
heit ist angesichts einer 
schwächelnden Konjunk- 
tur völlig inakzeptabel. 
Bundesministerin Schmidt 
müsste ebenso wie das ge- 
samte Kabinett Schröder al- 
les daran setzen, um ein 
weiteres Ansteigen der 
Lohnnebenkosten zu ver- 
hindern. Die Tatenlosigkeit 
der rot-grünen Bundesre- 
gierung und ihre Focussie- 
rung auf den nächsten Bun- 
destagswahltermin schadet 
Patienten und Arbeitneh- 
mern. Bei anhaltender kon- 
junktureller Talfahrt trägt 
jeder Tag, den Bundesmini- 
sterin Schmidt tatenlos ver- 

„Wir lehnen diese zusätzliche 
Belastung der deutschen 
Wirtschaft ab." • Die Tobin- 
Steuer sei nicht geeignet, die 
Stabilität der Finanzmärkte 
zu erhöhen. • Sie lasse sich 
vor allem nicht auf rein spe- 

streichen lässt, zur Ver- 
schärfung der Lage bei. 
Ulla Schmidt läuft Gefahr, 
sich mit ihrer Tatenlosig- 
keit in eine Sackgasse zu 
manövrieren, aus der es im 
nächsten Jahr kein Entrin- 
nen gibt. Dann aber wird der 
Handlungsdruck so gewal- 
tig sein, dass in kurzatmi- 
gen Aktionen drastische 
Einschnitte von Nöten sind. 
Um einen Beitragssatzan- 
stieg in der gesetzlichen 
Krankenversicherung jetzt 
zu verhindern, sollten der 
Mehrwertsteuersatz auf 
Medikamente halbiert und 
versicherungsfremde Lei- 
stungen steuerfinanziert 
werden. Diese Sofortmaß- 
nahmen entbinden Bundes- 
ministerin Schmidt jedoch 
nicht davon, ein umfassen- 
des Programm zur Gesund- 
heitsreform vorzulegen, 
und zwar noch vorder näch- 
sten Bundestagswahl. 

kulative Transaktionen be- 
grenzen. • Zu befürchten ist. 
dass sich ihr Sinn in sein Ge- 
genteil verkehrt und zur Ver- 
meidung der Tobin-Steuer Fi- 
nan/.innovationen geschaf- 
fen  werden,  die  Undurch- 
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ANNETTE   WIDMANN-MAUZ 

Ökosiegel verwässert 
deutsche Qualitätsstandards 

Unter dem Motto „viel 
Lärm um nichts" stellt 
Ministerin Künast ihr 
Ökosiegel vor: Ohne zu- 
sätzliche Qualitätskrite- 
rien festzulegen, fügt sie 
den vorhandenen Siegeln 
ein weiteres hinzu. Das ist 
eine Irreführung der Ver- 
braucher! 

Darüber hinaus werden 
die in Deutschland übl ichen 
Standards für Ökoprodukte 
auf den umstrittenen EU- 
Standard gesenkt. Künftig 
muss längst nicht mehr alles 
„öko" sein, was als „öko" 
gekennzeichnet ist. 

Bei Ministerin Künast 
herrscht das Prinzip 
»Schnelligkeit geht vor 
Substanz". Denn nach der 
dem Ökosiegel zugrunde 
hegenden EU-Verordnung 
können künftig J auch Käl- 
ber und kleine Wiederkäuer 
für die Fleischerzeugung 
a's Tiere aus ökologischem 

schaubarkeit und Anfällig- 
keit des weltweiten Finanzsy- 
stems sogar noch verstärken. 

Talsohle bald erreicht 
* Nachdem die rot-grüne 
Wohnungsbaupolitik     mit 

Landbau vermarktet wer- 
den, obwohl sie gar nicht in 
ökologischen Betrieben ge- 
boren wurden, J auch Fut- 
termittel aus nicht-ökologi- 
schem Landbau eingesetzt 
werden, J auch Betriebe, die 
nur einen Teil ihrer Produk- 
tion auf Öko-Landbau um- 
gestellt haben, entspre- 
chend der Richtlinie für ihre 
Produkte das Ökosiegel er- 
halten, J mit behördlicher 
Genehmigung bis zu 40% 
des Bestands an Rindern 
zur Aufstockung eingestellt 
werden, die nicht aus öko- 
logischen Tierhaltungsbe- 
trieben stammen. 

Die Verbraucher kaufen 
in gutem Glauben „Öko"- 
Produkte, obwohl es sich 
um konventionelle Erzeug- 
nisse handeln kann. Dies ist 
staatlich organisierter Eti- 
kettenschwindel und eine 
bewusste Irreführung der 
deutschen Verbraucher. 

ihren Steuer- und mietrecht- 
lichen Eingriffen, der Ver- 
schlechterung der Eigen- 
heimzulage und der finanzi- 
ellen Demontage des sozia- 
len Wohnungsbaus den 
Sinkflug bei den Baugeneh- 

migungen 1999 eingeleitet 
hat, belegen die neuesten 
Zahlen des Statistischen 
Bundesamts für das erste 
Halbjahr 2001 jetzt auch den 
Einbruch bei den Woh- 
nungsfertigstellungen. Die 
Zahlen in den alten Bundes- 
ländern: um 14 % beim Neu- 
bau, um 9 % beim Ein- und 
Zweifamilienhausbau, um 
21 % beim Mehrgeschoss- 
bau, um 33 % bei den Miet- 
wohungen. Noch dramati- 
scher in den neuen Ländern: 
am Minus von insgesamt 
32 % sind die Ein- und Zwei- 
familienhäusermit24%,die 
Mehrgeschosswohnungen 
mit 48 % beteiligt. Dietmar 
Kansy, wohnungsbaupoli- 
tischer Sprecher der CDU/ 
CSU: „Die schlimme Krise 
in der Bauwirtschaft hat im 
hausgemachten Absturz des 
Wohnungsbaus ihre wesent- 
liche Ursache und mit Mini- 
ster Tatenlos—so derTSauin- 
dustrie-Spott über den sym- 
bolischen Bauminister Bo- 
dewig - ihr Gesicht." 

Familienberatung 
• Immer häufiger sind El- 
tern mit der Erziehung ihrer 
Kinder überfordert. Das 
stellt die Landesarbeitsge- 
meinschaft für Erziehungs- 
beratung Niedersachsen fest 
und bestätigt die Familien- 
offensive, die die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
mit dem Ziel gestartet hat, 
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Angebote der Familienbil- 
dung und Familienberatung 
für alle sozialen Schichten 
auszubauen. Maria Eich- 
horn, Vorsitzende der AG 
Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend der CDU/CSU: 
„Derartige Angebote sind 
besonders in Zeiten des 
Wechseins von einer Le- 
bensphase in eine andere 
wichtig, nämlich bei Heirat, 
in der Schwangerschaft, 
nach der Geburt eines Kin- 
des, beim Eintritt des Kindes 
in den Kindergarten, bei des- 
sen Einschulung." 

Horrorvision 
• hat der agrarpolitische 
Sprecher der CDU/CSU, 
Heinrich-Wilhelm Ron- 
söhr, den Regierungsent- 
wurf der Technischen An- 
leitung zur Reinhaltung der 
Luft für die viehhaltenden 
landwirtschaftlichen Be- 
triebe in Deutschland ge- 
nannt: „Sie sind insofern wi- 
dersinnig, als sie die land- 
wirtschaftliche Tierhaltung 
hinsichtlich der Stoffkon- 
zentration in den Abluft mit 
industriellen Anlagen auf 
dieselbe Stufe stellen. Die 
Spitze der Ungereimtheiten: 
Ab einer bestimmten Größe 
sollen Betriebe die Vorbela- 
stung mit Ammoniak und 
Schwebstaub bei Antrag- 
stellung für die Geneh- 
migung von Stallbauten 
selbst ermitteln. „Systema- 

tisch zieht die Bundesregie- 
rung die Schlinge um die 
landwirtschaftlichen Tier- 
halter immer fester zu." 

Wasserversorgung 
• Trinkwasser in Deutsch- 
land ist preiswerter, siche- 
rer, hygienischer und gesün- 
der als fast überall sonst auf 
der Welt. Dafür sorgen über 
6.600 kommunale Wasser- 
betriebe. Peter Götz, kom- 
munalpolitischer Sprecher 
der CDU/CSU: „Städte und 
Gemeinden müssen auch in 
Zukunft dafür verantwort- 
lich bleiben. Deshalb spre- 
che ich mich klar und ein- 
deutig gegen den Ent- 
schließungsantrag des Aus- 
schusses für Wirtschaft und 
Währung des Europäischen 
Parlaments über die Ent- 
kommunalisierung der 
Wasserversorgung aus." 
Denn Hauptzweck privater 
Unternehmen wäre die reine 
Gewinnerzielung und weni- 
ger das Gemeinwohl. Bei- 
spiel Großbritannien: Dort 
haben sich seit der Liberali- 
sierung der Wasserversor- 
gung die Kosten mehr als 
verdoppelt. 

Endlich! 
• Was die CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion schon lange 
gefordert hat -jetzt ist auch 
der Bundeskanzler dazu be- 
reit. Damit auch in Deutsch- 
land das Internet ohne Angst 

vor unübersehbaren Kosten 
genutzt werden kann, soll 
künftig auch deutschland- 
weit der Internet-Zugang 
„preiswerter" gemacht wer- 
den. Martina Krogmann, 
Internet-Beauftragte der 
CDU/CSU: „Herr Bundes- 
kanzler, wir fragen nach. 
Ankündigungen genügen 
nicht. Wir wollen Taten se- 
hen. Die fiatrate muss end- 
lich auch in Deutschland 
kommen." 

Längst überfällig 
• Sommer 2000: Zusage 
Schröders, dass ein bundes- 
weites Anbau- und Beobach- 
tungsprogramm zur „grü- 
nen" Gentechnik stattfinden 
soll. Bis heute scheitert es am 
Widerstand der Bundesland- 
wirtschaftsministerin. Hel- 
mut Heiderich, Berichter- 
statter der CDU/ CSU für 
„grüne" Gentechnik: „Wir 
dürfen nicht länger hinter der 
europäischen Entwicklung 
zurück bleiben, die EU-Par- 
lament und EU-Kommission 
in den vergangenen Monaten 
vorangetrieben haben." Wi- 
derspruch in sich: Als Vor- 
aussetzung für Freilandver- 
suche werden weitere For- 
schungsergebnisse verlangt, 
gleichzeitig aber die Maß- 
nahmen verweigert werden. 
die zu solchen Ergebnissen 
führen. 
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MIT SIEBEN SIEGELN 
ist für die meisten Deutschen 
immer noch der Zugang zum 
Verständnis der Riester-Ren- 
te verschlossen. Zwei Drittel 
aller vom Nürnberger GfK- 
Institut befragten Deutschen 
können keinerlei Angaben zu 
den Inhalten des neuen Ren- 
tengesetzes machen. 

BREMSKLÖTZE,     die 
Beschäftigung verhindern, 
müssen weg. Zur Ankur- 
belung des Stellenmarkts hat 
Arbeitgeberpräsident Hundt 
die Entrümpelung der Tarif- 
und Arbeitsrechts gefordert. 
Das wären flexiblere Rege- 
lungen bei Tarifen, Zeitar- 
beit und Kündigungsschutz. 
Das Besorgnis Erregende 
mit Blick auf 3,8 Millionen 
Arbeitslose: die 1,5 Millio- 
nen unbesetzten Stellen. 

AUFTRAGSSCHWÄCHE 
ist eine weitere Ursache für 
das Erlahmen der deutschen 
Konjunktur. Um 1,4 Prozent 
sind allein von Juni auf Juli 
die Auftragseingänge der 
deutschen Industrie gesun- 
ken. Binnen Jahresfrist: um 
zwei Prozent. Während die 
Bestellungen von Juni auf 
Juli im Inland um 1,1 Prozent 
stiegen, brachen sie im Aus- 
land um 4,3 Prozent ein. 

KONJUNKTURFLAUTE 
auf breiter Frontauch im Ver- 
arbeitenden Gewerbe in Ost- 

deutschland. Nach der Juli- 
Umfrage des Instituts für 
Wirtschaftsforschung Halle 
(I WH) liegt der Saldo aus po- 
sitiven und negativen Mel- 
dungen zur Geschäftslage 
mit 49 Punkten um 4 Punkte 
unter dem Stand vom Mai. 
Das Bruttoinlandsprodukt 
(BPI) wächst nur noch um 
rund ein Prozent. Besonders 
gravierend: Auch die Bewer- 
tung der Geschäftsaussich- 
ten rutschte deutlich ab. 

DER EURO macht auch 
eine Umbenennung des mo- 
natlich erscheinenden Wirt- 
schaftsmagazins „DM" nö- 
tig. Ab November wird es 
„DMEURO" heißen. Chef- 
redakteur Hermann Kutzer 
kündigte gleichzeitig mit 
dem neuen Namen eine stär- 
kere Konzentration auf Un- 
ternehmens- und Branchen- 
meldungen an. 

DREI BUCHSTABEN als 
Domain-Namen - prom i nen- 
tes Beispiel: MTV - sind so 
begehrt, dass sie über die freie 
Registrierung in allen denk- 
baren Kombinationen ein- 
fach nicht mehr zu haben wa- 
ren. Jetzt sind 2.500 .de-Do- 
mains (14 %) von ihren Inha- 
bern überraschend freigege- 
ben worden: eine neue 
Chance für bisher erfolglose 
Interessenten und Domain- 
Spekulanten. Näheres im In- 
ternet unter: www.sedo.de. 

INTERNET wird zum kol- 
lektiven Gedächtnis, indem 
immer mehr Bücher, Bilder 
und Videos im weltweiten 
Netz allgemein zur Verfü- 
gung gestellt werden. Ein 
Problem auf dem Weg dahin 
sieht Erich Neuhold, Leiter 
des Fraunhofer-Instituts für 
Integrierte Publikations- und 
Informationssysteme (Ipsi), 
in der nicht geklärten Frage 
des geistigen Eigentums und 
der Gefahr, dass Autoren ihre 
Forderungen überziehen. 

NEUER HÖCHSTSTAND 
bei Ehescheidungen im Jahr 
2000-den hat das Statistische 
Bundesamt ermittelt: insge- 
samt 194.410 rechtskräftig 
geschiedene Ehen, 3.820 
mehr als im Jahr zuvor. Oder: 
auf 1000 Ehen zehn Schei- 
dungen. Auch die Zahl der da- 
von betroffenen minderjähri- 
gen Kinder hat zugenommen: 
148.190. Das waren letztes 
Jahr 4.460 mehr als 1999. 

EHRENAMTLICHE Rieh 
ter sollen besser geschützt 
werden. Insbesondere Schöf- 
fen sind nach geltendem 
Recht unzureichend gegen 
Kündigung und andere Be- 
nachteiligungen durch ihre 
Arbeit zugunsten der Allge- 
meinheit geschützt. Der hes- 
sische Justizminister Chri- 
stean Wagner: „Dieser Zu- 
stand kann auf Dauer nicht 
hingenommen werden." UD 
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DIETRICH   AUSTERMANN   UND   BARTHOLOMäUS   KALB: 

Unsere Alternative: Kräfte bündeln für 
Wachstums- und Arbeitsmarktbelebung 

Zum Ergebnis der Klau- 
surtagung der Arbeits- 
gruppe Haushalt der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
erklärten der haushaltspo- 
litische Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
und der finanzpolitische 
Sprecher der CSU-Lan- 
desgruppe: 

Zur Vorbereitung der be- 
vorstehenden Haushaltsbe- 
ratungen im Deutschen 
Bundestag haben sich die 
Haushälter der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion auf ih- 
rer Klausurtagung intensiv 
mit dem Bundeshaushalt 
2002 und dem Finanzplan 
bis 2005 befasst. Das Ergeb- 
nis der Beratungen lässt sich 
wie folgt zusammenfassen: 

• Sowohl die Wachstums- 
ais auch die Arbeitslosen- 
zahlen - also die gesamt- 
wirtschaftlichen Annah- 
men - der Bundesregie- 
rung sind zu optimistisch. 
Alle wesentlichen Zahlen 
weisen in die falsche Rich- 
tung: Die Arbeitslosigkeit 
steigt, das Wachstum sta- 
gniert, die Investitionen 
werden gekürzt, die Steuer- 
belastung sinkt nicht, die 
Abgabenquote steigt. Infla- 

tionsrate und Energiekosten 
sind hoch. Eichels Haus- 
haltsentwurf 2002 beruht 
auf der Annahme, dass die 
Wirtschaft in diesem Jahr 
um gut 2 vH (das Haushalts- 
soll 2001 geht noch von ei- 
nem Wirtschaftswachstum 
von 2,75 vH aus) und im 
nächsten Jahr um 2,25 vH 
wachsen wird. 

• Der Haushaltsentwurf 
versagt bei den Anliegen 
für mehr Wachstum, mehr 
Investitionen, Sparsam- 
keit an der richtigen Stelle, 
weniger Steuerbelastung. 
Die Gesamtausgaben 2002 
liegen mit 484,7 Mrd. DM 
um fast 8 Mrd. DM höher als 
2001. Bis zum Jahr 2005 
würden sie bei Fortführung 
der rot-grünen Politik weiter 
auf 497,6 Mrd. DM anstei- 
gen, das wären dann gegenü- 
ber dem Ist-Ergebnis von 
1998 rd. 41 Mrd. DM mehr. 
Dabei werden die Konsum- 
ausgaben bis zum Jahr 2005 
um 47 Mrd. DM ausgedehnt, 
während die volkswirt- 
schaftlich bedeutsamen in- 
vestiven Ausgaben des Bun- 
des im Jahr 2005 um 6 Mrd. 
DM niedriger sein werden als 
1998. Noch nie war die Inve- 

D Austermann B. Kalb 

stitionsquote im Bundes- 
haushalt so gering wie unter 
rot-grüner Verantwortung. 

• Der Bundeswehrhaus- 
halt ist chronisch unterfi- 
nanziert. Mit 46,9 Mrd. DM 
im Jahr 2001 einschließlich 
aller Auslandseinsätze - im 
Jahr 2002 sollen die Mittel 
nochmals um 660 Mio. DM 
auf nur noch 46,2 Mrd. DM 
sinken -fehlen mindestens 2 
Mrd. DM/Jahr. Mit einer 
derartig unzureichenden Fi- 
nanzausstattung ist eine ver- 
nünftige Bundeswehrre- 
form nicht machbar. 

• Der Mittelstand und die 
neuen Länder werden auch 
im Haushalt 2002 arg ge- 
beutelt. So werden die Aus- 
gaben im Rahmen der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Regio- 
nale Wirtschaftsstruktur"- 
Ost, die schon in diesem Jahr 
um 300 Mio. DM gekürzt 
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wurden, im Haushaltsent- 
wurf 2002 um weitere 300 
Mio. DM oder 15 vH auf 1,79 
Mrd. DM verringert. 

• Von dem Versprechen, 
die Forschungs- und Bil- 
dungsausgaben sowie die 
Wirtschafts- und Techno- 
logieausgaben zu verdop- 
peln, ist nichts mehr übrig- 
geblieben. Rechnet man die 
sinkenden Kohlehilfen aus 
dem Etat des Wirtschaftsmi- 
nisters heraus, so liegen die 
zusammengefassten Einzel- 
pläne für Wirtschaft und 
Technologie sowie für For- 
schung und Bildung im Jahr 
2005 um 1,3 Mrd. DM oder 
5,5 vH niedriger als 1998. 

• Die Kinnahmeseite des 
Bundeshaushalts 2002 
und des Finanzplans bis 
2005 ist durch stark stei- 
gende Steuereinnahmen 
gekennzeichnet. Trotz aller 
Steuersenkungsschritte lie- 
gen die Steuereinnahmen im 
Jahr 2002 um 58 Mrd. DM 
höher als 1998 und im Jahr 
2005 werden es nach Eichels 
F'nanzplan 104 Mrd. DM 
"lehr sein als 1998. 

* Die politische Alternative 
der CDU/CSU: Wachs- 
tums- und Arbeitsmarkt- 
belebung durch ein Bündel 
V(>n Maßnahmen ermögli- 
chen. Hierzu gehören: 
* Steuerreformschritte auf 

2002 vorziehen. • „Öko- 
steuer" einfrieren. • Inve- 
stitionen des Bundes zur 
Förderung von Wachstum 
und Beschäftigung und zur 
Verbesserung der Infra- 
struktur stärken: • knapp 2 
Mrd. DM mehr für Bundes- 
fernstraßen • je 1/2 Mrd. 
DM mehr für Schienenwege 
sowie für Wohnungs- und 
Städtebau • Konzessions- 
modelle verstärken. • Kon- 
sumausgaben senken: • 
Zinsausgaben kürzen • 
Öffentlichkeitsarbeit und 
Fachinformationen be- 
schneiden • weitere Kür- 
zungen z. B. bei Gewährlei- 
stungen, Versorgungsaus- 
gaben • Subventionsabbau 
endlich in Angriff nehmen. 
• Arbeitsmarkt deregulie- 
ren: • den Zuschuss an die 
Bundesanstalt für Arbeit 
(BA) bei Null halten. Die 
BA muss in ihrem Haushalt 
sparen (z.B. ABM, Jugend- 
arbeitslosenprogramm). • 
den Beitragssatz zur Ar- 
beitslosenversicherung um 
1/21/2 l/2vH-Punkt senken. 
• Die chronische Unterfi- 
nanzierung der Bundeswehr 
beenden, mit 2 Mrd. DM ihr 
helfen, die Aufgaben wahr- 
zunehmen zu können. • Die 
neuen Bundesländer (ein- 
schließlich Berlin) stärker 
unterstützen: • die Kür- 
zung bei der Gemein- 
schaftsaufgabe „Regionale 
Wirtschaftsförderung"  Ost 

im Haushalt 2002 in Höhe 
von 300 Mio. DM rückgän- 
gig  machen   •   den  For- 
schungsstandort   Ost   stär- 
ken, die vorgesehene Kür- 
zung bei Forschung und Ent- 
wicklung Ost in Höhe von 
40 Mio. DM zurücknehmen 
• von der Deutschen Bahn 
nicht verbaubare Mittel für 
das  Vorziehen  von Infra- 
strukturinvestitionen in Ost- 
deutschland und den schnel- 
leren Ausbau der Verkehrs- 
projekte  Deutsche Einheit 
verwenden, die Infrastrukt- 
urlücke in den neuen Län- 
dern schließen. • Die dra- 
stische Bestrafung der deut- 
schen Landwirtschaft been- 
den. Es darf nicht sein, dass 
durch      BSE-Krise      und 
Schweinepest sowie durch 
die falsche Politik der Bun- 
desregierung die deutschen 
Bauern immer weniger Geld 
für ihre Produkte bekom- 
men, während die Verbrau- 
cher  immer  mehr  zahlen 
müssen.  Daher muss der 
Landwirtschaftsetat   um   1 
1/2 Mrd. DM aufgestockt 
werden. • Sämtliche Mög- 
lichkeiten der Verbesserung 
auf der Einnahmeseite aus- 
schöpfen,   um   Steuersen- 
kungen zu finanzieren. Um- 
satzsteuerbetrug stärker be- 
kämpfen, Verstärkung der 
Privatisierungseinnahmen. 

Voller Wortlaut: www. 
cducsu.bundestag.de 
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1BUNDESFACHAUSSCHUSS 

KINDERSOLDATEN 

Ein Skandal, dass die Bundesregierung 
hier nicht endlich handelt 

Der Bundesfachausschuss 
Entwicklungspolitik hat 
zum Thema Kindersolda- 
ten einen Beschluss ge- 
fasst. Dazu erklärten der 
Vorsitzende des Bundes- 
fachausschusses, Armin 
Laschet MdEP, und das 
Mitglied des Bundesfach- 
ausschusses, die CDU- 
Bundestagsabgeordnete 

Erika Reinhardt: 
Der Einsatz von Kindern 

als Soldaten ist eine huma- 
nitäre Tragödie. Über 
300.000 Kinder in mehr als 
25 Ländern werden als 
Frontkämpfer, lebendige 
Schutzschilde oder Minen- 
räumer missbraucht. Diese 
Kinder wachsen auf, ohne 
eine Kindheit zu kennen. 

Es sind weniger staatli- 
che Einheiten, die Kinder 
zum Kriegsdienst zwingen, 
als marodierende Milizen 
oder Guerillabanden. Im 
jüngsten „Global Report on 
Child Soldiers 2001" wird 
festgestellt, dass Kinder zu- 
nehmend in Afrika südlich 
der Sahara, in Teilen Asiens 
und des pazifischen Raums 
zum Waffendienst gezwun- 
gen werden. Deshalb müs- 
sen den Worten der vergan- 
genen Jahre endlich Taten 

folgen. Diese Kinder brau- 
chen unseren Schutz und un- 
sere Hilfe. 

Gegen den Miss- 
brauch von 

Kindern als Soldaten 

Die CDU fordert die 
Bundesregierung auf, Maß- 
nahmen zu ergreifen, um 
dem Problem Kindersolda- 

ten zu begegnen: 
• Die Bundesregierung 
muss endlich einen Gesetz- 
entwurf für die Ratifizie- 
rung des Zusatzprotokolls 
zur UN-Kinderrechtskon- 
vention vorlegen und damit 
ein positives Signal für den 
vom 19. bis 21. September in 
New York stattfindenden 
Weltkindergipfel der UNO 
geben. Es ist ein Skandal, 
dass die Bundesregierung 
dieser humanitären Not- 
wendigkeit nicht nach- 
kommt. 
• Die Bundesregierung 
muss praktische Hilfe für 
Kindersoldaten leisten. 
Dazu gehört die Förderung 
von Programmen zur Demo- 
bilisierung, Reintegration 
und psychologischen Be- 
treuung von Kindersoldaten 

ebenso wie die Unterstüt- 
zung von Präventionsmaß- 
nahmen. 
• Die Bundesregierung 
muss sich verstärkt für die 
weltweite Geltung des Ver- 
trags über den Ständigen In- 
ternationalen Strafgerichts- 
hof einsetzen. In die Liste 
der Kriegsverbrechen wur- 
de auch die „Rekrutierung 
von Kindern unter 15 Jahren 
in die nationalen Streit- 
kräfte oder ihr aktiver Ein- 
satz bei Feindseligkeiten" 
aufgenommen. Doch dies 
kann nur ein erster Schritt 
sein. Das internationale 
Recht muss weiter ver- 
schärft werden. 
• Empfängerländer deut- 
scher Entwicklungshilfe 
dürfen nicht gleichzeitigden 
Einsatz von Kindersoldaten 
billigen oder fördern. Die 
Entwicklungszusammenar- 
beit muss hier konditioniert 
werden. UP 
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EUROPA 

HANS-GERT   PöTTERING: 

Stabilität des Euro durch Einhaltung 
der Stabilitätskriterien garantieren 

Der Vorsitzende der EVP- 
ED Fraktion im Europäi- 
schen Parlament, Hans- 
Gert Pöttering, hat die 
wichtigsten politischen 
Aufgaben für die christde- 
mokratische Fraktion im 
Europäischen Parlament 
für die zweite Hälfte dieser 
Legislatur definiert: • die 
Garantie der Stabilität des 
Euro durch konsequente 
Einhaltung der Stabi- 
litätskriterien; • die För- 
derung der Mitgliedschaft 
der mitteleuropäischen 
Länder in der Europäi- 
schen Union und • die 
Fortsetzung des Reform- 
prozesses der Europäi- 
schen Union. 

Zum Beginn der parla- 
mentarischen Arbeit nach 
der Sommerpause erinnerte 
Pöttering seine Fraktion, mit 
232 Abgeordneten die mit 
Abstand größte Fraktion im 
EP, an ihre Aufgabe als An- 
walt der mitteleuropäischen 
Länder und deren Mitglied- 
schaft in der Europäischen 
Union. Es sei selbstver- 
ständlich, dass alle Länder 
yor ihrem Beitritt die Krite- 
rien der Mitgliedschaft er- 
füllen müssen. Gleichzeitig 
müsse     die     Europäische 

Union aber alles tun, damit 
erste Länder bereits an der 
Europawahl 2004 teilneh- 
men können. Dies ist eine 
zuerst von der EVP-ED 
Fraktion erhobene Forde- 
rung, die dann vom Parla- 
ment und den Staats- und 
Regierungschefs übernom- 
men wurde. 

Pöttering warnte drin- 
gend davor, angesichts von 
Wahlen in den Mitgliedstaa- 
ten Forderungen zum Nach- 
teil der Interessen der mittel- 
europäischen Länder zu er- 
heben. „Es darf keine neuen 
Behinderungen für die Er- 
weiterung geben." Die Vor- 
stellung, dass die Erweite- 
rung einen großen Strom 
von Zuwanderern zur Folge 
haben werde, bezeichnete 
Pöttering als nicht haltbar. 
In den letzten Jahren seien 
900.000 Menschen aus Po- 
len nach Deutschland ge- 

kommen; 700.000 von ih- 
nen seien inzwischen jedoch 
wieder in ihre Heimat 
zurückgekehrt. „Wenn die 
Menschen bessere Lebens- 
perspektiven zu Hause ha- 
ben, gibt es keinen Grund, in 
ein anderes Land abzuwan- 
dern." 

Die Sicherung der Stabi- 
lität des Euro sei eine wei- 
tere politische Priorität der 
Fraktion. „Die Christdemo- 
kraten werden sich für die 
unbedingte Einhaltung der 
Stabilitätskriterien einset- 
zen und jeder Ablösung von 
diesen Kriterien entschie- 
den entgegentreten", er- 
klärte Pöttering. Die Veran- 
kerung der Stabilitätskrite- 
rien im Maastrichter Vertrag 
sei ein Sicherheitsmecha- 
nismus zur Garantie der Sta- 
bilität des Euro gewesen, auf 
der gerade die damalige 
Bundesregierung unter 
CDU/CSU aus guten Grün- 
den bestanden habe. 

Pöttering vertrat auch die 
Ansicht, dass die nächste Re- 
form der Europäischen Uni- 
on schon jetzt auf den Weg 
gebracht werden müsse, da 
der Nizzaer Vertrag nur un- 
vollkommen die Reform- 
ziele erreicht habe. UD 
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1 HAMBURG 

OLE  VON   BEUST: 

Wir wollen 
Hamburg richtig 

durchlüften 

In München kommen auf 
100.000 Einwohner 9.000 
Straftaten, in Hamburg 
17.000. Vor diesem Hin- 
tergrund wird deutlich, 
was der Abbau von 800 Po- 
lizeistellen in der Han- 
destadt seit 1994 bedeutet. 

„Das ist Wahnsinn," sagte 
der bayerische Ministerprä- 
sident Edmund Stoiber dazu 
- und zum Thema Bildung: 
„Meine Leute würden mir 
das Dach abdecken, wenn 
wir in Bayern Unterrichts- 
ausfälle wie in Hamburg hät- 
ten." 4.700 neue Lehrer sind 
allein im letzten Jahr in Bay- 
ern eingestellt worden. In 
Hamburg dagegen wird bei 
den Lehrerstellen gespart. 

Ole von Beust hatte Stoi- 
ber zu einer Wahlkampfver- 
anstaltung am Jungfernstieg 
eingeladen. Große Reso- 
nanz bei den Bürgerinnen 
und Bürgern. Und viel Bei- 
fall für den CDU-Bürger- 
meisterkandidaten, der dem 
Ministerpräsidenten ver- 
sprach, künftig müsse im 
Kreis der Bundesländer mit 
Hamburg wieder gerechnet 
werden: „Schluss mit der 
Gewalt!" Und: „Wir wollen 
richtig durchlüften."      UD 

CDU   MECKLENBURG-VORPOMMERN 

Weichenstellung - 
Rehberg soll die Partei in 

den Wahlkampf führen 
Auf einer Klausurtagung 
am vergangenen Wochen- 
ende hat die CDU Meck- 
lenburg-Vorpommern 
personell und inhaltlich 
die Weichen für die Land- 
tagswahlen im kommen- 
den Herbst gestellt. 

Die CDU-Landesvorsit- 
zende, Steffie Schnoor, 
teilte den 21 Mitgliederndes 
Landesvorstandes mit, daß 
sie sich am Ende der Legis- 
laturperiode aus der Landes- 
politik zurückziehen werde. 
Vor diesem Hintergrund 
schlug sie vor, die Funktion 
des Landesvorsitzenden und 
Spitzenkandidaten zu bün- 
deln. Dies solle auf dem 
Landesparteitag am 3. No- 
vember 2001 in Sparow ge- 
schehen. So könne die Partei 
gestärkt in den Landtags- 
wahlkampf ziehen. 

Nominierung mit 
klarer Mehrheit 

Nach einer offenen Dis- 
kussion beschloß der Lan- 
desvorstand einstimmig 
dem Vorschlag der Landes- 
vorsitzenden zu folgen und 

nominierte anschließend 
mit klarer Mehrheit den 
Vorsitzenden der CDU- 
Landestagfraktion, Eck- 
hardt Rehberg, für den Lan- 
desvorsitz und die Spitzen- 
kandidatur. Steffie Schnoor 
unterstrich, daß sie ihre Äm- 
ter in der Partei und im Land- 
tag bis zum letzten Tag voll 
ausfüllen werde. Die Mit- 
glieder des Landes Vorstan- 
des dankten der Landesvor- 
sitzenden für ihr Engage- 
ment in den zurückliegen- 
den Monaten. 

15 Monate erfolg- 
reicher Politik 

Steffie Schnoor war im 
Mai 2000 als Nachfolgerin 
von Angela Merkel an die 
Spitze der Landespartei 
gerückt. Die zurückliegen- 
den 15 Monate waren für die 
CDU im Nordosten erfolg- 
reich. So wurden die Auswir- 
kungen der Spendenaffäre 
bei der Bundespartei gemei- 
stert. Und nach der gewonne- 
nen Landratswahl in Dem- 
min (Sommer 2000) wurden 
auch die Landrats- und Bür- 
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germeisterwahlen   im   Jahr 
2001 zu einem Erfolg. 

Zukunftsoffensive 
intensiv diskutiert 

Gleichzeitig kämpfte 
Steffie Schnoor, die auch 
bildungspolitische Spreche- 

zende mit der Zukunftsof- 
fensive vielbeachtete inhalt- 
liche Schwerpunkte zur Dis- 
kussion, mit denen die CDU 
für den Landtagswahlkampf 
fit gemacht werden sollte. 
Hierzu gab es in der Partei 
und der Öffentlichkeit eine 
intensive Diskussion, die 
nun mit dem Beschluß der 

Eckhardt Rehberg: Auf dem Landes- 
parteitag am 3. November werden wir 
ü'isereZukunftsojfensive beschließen. 
Wir werden an den Schwerpunkten des 
Programms festhalten und alles daran 
sgtzen, damit die CDU wieder stärkste 
curiei im Landtag von Mecklenburg- 
Vorpommern wird. 

•"in der CDU-Landtagsfrak- 
hon ist, gegen die falschen 
Weichenstellungen in der 
Bildungspolitik des Landes, 
^o wurde u.a. ein eigener 
Schulgesetzentwurf der 
CDU vorgelegt und in vielen 
°ffentlichen Diskussions- 
Veranstaltungen gegen die 
yon der SPD/PDS-Landes- 
regierung geplante Regio- 
na'schule Stellung bezogen, 

'm November 2000 
stellte    die    Landesvorsit- 

Steffie Schnoor: Ihr Vorschlag war es 
die Funktion des Landesvorsitzenden 
und des Spitzenkandidaten zu bündeln. 
Die zurückliegenden 15 Monate unter 
ihrer Führung waren für die CDU im 
Nordosten erfolgreich. Größter Er- 
folg: die Landrats- und Bürgermei- 
slerwahlen in diesem Jahr. 

Zukunftsoffensive auf dem 
Landesparteitag am 3. No- 
vember 2001 abgeschlossen 
werden soll. Eckhardt Reh- 
berg kündigte an, an diesen 
Schwerpunkten festzuhal- 
ten. So will er erreichen, daß 
die CDU wieder deutlich 
stärkste Partei im Landtag 
von Mecklenburg-Vorpom- 
mern wird. 

UiTB/J 
Siehe auch: www. 

cdu-mv.de 

FRANK  STEFFEL: 

Berlin darf nicht 
sozialistisch 

werden 

„Gemeinsam schaffen 
wir's" steht auf den Scho- 
koladen-Täfelchen, die der 
Kreisverband Charlotten- 
burg-Wilmersdorf spen- 
diert hat. Und „gemein- 
sam" sind sie alle da - im 
Palais am Funkturm zur 
Eröffnung der „heißen" 
Wahlkampf-Phase: 
• Angela Merkel, • Spit- 
zenkandidat Frank Steffel, 
• Landes Vorsitzender Eber- 
hard Diepgen und als promi- 
nenter Gast: • der öster- 
reichische Bundeskanzler 
Wolfgang Schüssel. 

„Gemeinsam werden wir 
bis zum 21. Oktober kämp- 
fen," verspricht die Partei- 
vorsitzende, „damit wir ein 
tolles Wahlergebnis hinle- 
gen." Eberhard Diepgen 
sieht diesen Wahlkampf im 
neuen Licht: „Endlich müs- 
sen wir keine Rücksicht mehr 
auf die SPD nehmen, die uns 
immer daran gehindert hat, 
das Richtige zu tun." 

Ovationen für Frank Stef- 
fel, der auf die „verdammt 
schwierige Ausgangslage" 
verweist und zum Ziel aller 
Anstrengungen sagt: „Ich 
möchte nicht in einer soziali- 
stischen Stadt leben."      UD 
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ARBEITSMARKT 

Bedrohlich 

FwV Kanzler Schröder war 
es der schwärzeste Mitt- 
woch seit Antritt der rot- 
grünen Regierung vor drei 
Jahren: Erstmals ist die 
Zahl der Arbeitslosen nicht 
mehr gesunken, sondern 
wieder gestiegen. 3 788 800 
Menschen in Deutschland 
haben keine Arbeit. Und 
diese Zahl nähert sich be- 
drohlich der 4-Millionen- 
Grenze. Die rot-grüne Ko- 
alition ist weiter denn je von 
ihrem zentralen Wahlver- 
sprechen entfernt, die Ar- 
beitslosigkeit spürbar und 
nachhaltig zu senken. 

Bild-Zeitung 

Puste ausgegangen 

Die Nervosität bei Rot-Grün 
steigt. Die konjunkturelle 
Talfahrt reißt den Arbeits- 
markt mit. Seit Jahresan- 
fang steigt und steigt die sai- 
sonbereinigte Arbeitslosig- 
keit. Dem Arbeitsmarkt ist 
die    Puste    ausgegangen. 

Sauerstoffmangel trübt be- 
kanntlich das Denkvermö- 
gen. Das zeigt auch der An- 
griff von SPD-Staatsse- 
kretär Andres auf die von 
den Grünen favorisierten 
Kombilöhne. Der Mann hat 
nach einem alten sozialde- 
mokratischen Reflex rea- 
giert: Kombilöhne sind Gift, 
sie drücken die Tariflöhne. 
Dabei sind Kombilöhne ein 
gutes Mittel, um Arbeitslose 
aus der Sozialhilfefälle zu 
locken. Sie sorgen dafür, 
dass sich Arbeit wieder 
lohnt. Doch eins schaffen 
sie nicht: dauerhafte Jobs. 
Wenn die Rahmenbedingun- 
gen nicht stimmen, stellen 
Betriebe nicht ein - da kön- 
nen Arbeitsämter mit noch 
soviel Millionen locken. 
Darum läuft das Modell im 
Saarland so schleppend. 
Darum bleiben die Ämter im 
Osten auf Lohnzuschüssen 
sitzen. Rheinische Post 

KANZLER 

Tut nix 

Hereinspaziert, meine Da- 
men und Herren: Tag der 

Offenen Tür im Kanzleramt! 
Schauen Sie sich ruhig um, 
und dann, bitte, nehmen Sie 
die Bilanz mit. Die Arbeits- 
losigkeit sinkt nicht, wie 
Schröder es versprochen 
hat, sondern steigt, und 
wenn sie nicht die Vier-Mil- 
lionen-Marke erreicht, dann 
ist das Glück. Die Konjunk- 
tur wird nicht stärker, wie 
Schröder es einst als seinen 
Eifolg reklamiert hat, son- 
dern immer schwächer: 
wenn sie ein Prozent 
Wachstum erreicht, dann ist 
das schon viel. Die Auf- 
tragseingänge lassen nach, 
die Industrieproduktion 
sinkt, die Kosten im Ge- 
sundheitswesen sind nie hl 
mehr zufassen. In Euro-Eu- 
ropa sind andere Spitze. 
Schröder muss handeln, ob- 
wohl er das Gegenteil zur 
Strategie erklärt hat. 

Der Tagesspiegel 

SPD-FRAKTION 

Gefolgschaft 

Was ist in SPD-Generalse- 
kretär Müntefering gefah- 
ren? Hat ein alter Fuhr- 
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Gründungslahr 

MPOfrt?t3 
mann wie er die Nerven 
verloren? Warum sonst 
droht er den Abweichlern 
bei der Mazedonien-Ab- 
stimmung mit Abstrafung? 
Oder wollte er vom peinli- 
chen Thema Scharping ab- 
lenken? Keine Sorge, des 
Verteidigungsministers 
Badeszenen bleiben uns al- 
len erhalten. Abgeordnete, 
Herr Müntefering, sind 
ihrem Gewissen verant- 
wortlich. Nicht der Partei. 
Sie sind kein Stimmvieh. 
Gegen den Mazedonien- 
Einsatz der Bundeswehr 
kann man mit Nein stim- 
men und trotzdem ein or- 
dentlicher Sozialdemokrat 
sein. Die Aktion ist gefähr- 
lich, das Mandat windig. 
Durch ungeschicktes Ma- 
nagement ist aus einem Vo- 
tum, das fast abgehakt war, 
ein Zeichen von Zerrissen- 
heit der SPD geworden. 
Auch Peter Struck gerät in 
Erklärungsnöte. Wenn es 
stimmt, was er vermutet, 
dass nämlich ein paar 
SPD-Abgeordnete mit Nein 
Restimmt haben, um ihm 
oder dem Kanzler eins aus- 
zuwisehen, lässt das tief 
blicken. Muss der Kanzler 
damit  rechnen,  dass  ihm 

ein Teil der Fraktion auch 
bei  anderen   Themen   die 
Gefolgschaft verweigert? 

Westdeutsche Allgemeine 

Fragwürdig 

Bei einem TV-Quiz wurde 
kürzlich ein Kandidat ge- 
fragt, wem ein Abgeordne- 
ter verantwortlich sei: Sei- 
ner Partei, seinem Wahl- 
kreis, seinem Kanzler oder 
seinem Gewissen. Der Polit- 
amate ur überlegte eine 
Weile und entschied sich 
dann fürs Gewissen. Bingo! 
Ob der Politprofi und SPD- 
Generalsekretär Franz 
Müntefering genau so er- 
folgreich gewesen wäre? 

Leipziger Volkszeitung 

ZUWANDERUNG 

Einigung nicht in Sicht 

Ein modernes Zuwande- 
rungsgesetz wäre ein wich- 
tiger Reformschritt in einer 
globalisierten Welt. Es böte 
die Chance, das Tor für 
hoch Qualifizierte zu öffnen 
und auf die Bedürfnisse des 

Die Sozialdemokraten 
in Norwegen haben bei 
den Parlamentswahlen 
ein Drittel ihrer Man- 
date verloren. Hohe Ge- 
winne konnten dagegen 
Konservative und 
Linkssozialisten verbu- 
chen. Die Christdemo- 
kraten waren mit der 
Zentrumspartei und mit 
den Liberalen als Drei- 
Parteien-Bündnis an- 
getreten. 

Arbeitsmarktes einzugehen, 
zugleich aber jene nach wie 
vor massenhafte Einwande- 
rung, die unter dem Deck- 
mantel des Asyls daher- 
kommt, zu reduzieren. Weil 
jedoch, auf der suche nach 
dem Konsens, beschlossen 
wurde, diese beiden Aspekte 
faktisch nicht gemeinsam zu 
behandeln, sondern die ge- 
wünschte Zuwanderung zu 
ermöglichen, ohne die uner- 
wünschte Zuwanderung zu 
ermöglichen, ohne den un- 
erwünschten Zustrom tat- 
sächlich zu reduzieren, ist 
eine Einigung nicht in Sicht. 
Eine neue, ernsthafte De- 
batte tut Not. Sie muss vorab 
festlegen, dass von Migra- 
tion nicht reden kann, wer 
von Begrenzung schweigen 
will. Die Welt 
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' ÖFFENTLICHKE I T S A R B E I T 

(/HKVNKDij    LHUCW AtZ-tUHC 

Urkunden 

25 Jahre CDU-Mitglied 
Best-Nr.: 0396 

40 Jahre CDU-Mitglied 
Best-Nr.: 0644 

50 Jahre CDU-Mitglied 
Best-Nr.: 0071 

DIN A4 
50 Expl.: 12,00 DM/ 
6,14 EURO 

Ehrenabzeichen der CDU 

10 Expl.: 17,50 DM/ 
8,95 EURO 

Urkunde ohne Jahresangabe 

DIN A4 
Best-Nr.: 0097 
50 Expl.: 12,00 DM/ 
6,14 EURO 

Ehrenabzeichen Bronze 
25jährige CDU-Mitgliedschaft 

Best-Nr.: 0233 

Ehrenabzeichen Silber 
40jährige CDU-Mitgliedschaft 

Best-Nr.: 0235 

Ehrenabzeichen Gold 
50jährige CDU-Mitgliedschaft 

Best-Nr.: 0237 

Urkunde 
„Für besondere Verdienste" 

DIN A4 
Best-Nr.: 0449 
50 Expl.: 12,00 DM/ 
6,14 EURO 

Mappen für 

Ehrenurkunden mit 

CDU-Logo-Prägung 

DIN A4 
Best-Nr.: 0247 
25 Expl.: 24,00 DM/ 
12,27 EURO 
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Fakten 
Hint e rgründe 

Was sie will. 
Was sie macht. 
Wer sie lenkt. 

ÖFFENTLICHKEITSAR B EIT ' 

Broschüre „Vorrang für 
Familien - Freiräume für 
das Leben" 

Bestell-Nr. 2750 
50 Expl. 31,00 DM 
(15,85 EURO) 

CDU 

CDU 

PDS-Doku- 

mentation 

Bestell-Nr. 5764 
preisje20Expl. 
15,00 DM 
(7,67 EURO) 

Broschüre 

„Zuwanderung steuern 
und begrenzen. 

Integration fördern." 

Beschluss des Bundesaus- 
schusses der CDU Deutsch- 

lands vom 7. Juni in Berlin 

Bestell-Nr. 5762 
Preis je 20 Expl. 28,00 DM 

(14,32 EURO) 

ZUWANDERUNG STEUERN 
UND BEGRENZEN. 
INTEGRATION FÖRDERN. 

Zusammenfassung 
des Beschlusses 

»Zuwanderung steuern 
und begrenzen. 

Integration fördern." 

Bestell-Nr. 2763 
Pre'sje 100 Expl. 22,00 DM 

(11,25 EURO) 

CDU 

BESTELLANSCHRIFT 

Bertelsmann Distribution GmbH 
- IS-Versandzentrum - 

Postfach 1162,33759 Versmold 
Telefax 05241-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 
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UD 
Union Betriel 
Postfach 119 
53348 Rheinl 
PVSt, Deutscl 
Entgelt   bezah 

260G-5-42720AKV 156/  44 
G Ö457 

Konrcd Adenauer Stiftung e.V 
Fostfach 12 60 

^3730 Sankt Augustin 

Höchste Zeit zum Handeln! 

Organisiert gegen Kriminalität 

CDU 

Die ausführliche 
Fassung der jeweiligen 
Broschüren finden 
Sie im Internet unter 
www.cdu.de 

NEUE SOZIALE MARKTWIRTSCHAFT 

lg des DIskusslonsp.-ipMr* a CDU 

Broschüre „Innere Sicherheit" 

Höchste Zeit zum Handeln 

Bestell-Nr. 5772 
Preis je 50 Expl. 27,50 DM 
(14,06 EURO) 

Broschüre „Neue Soziale 
Marktwirtschaft" 

Kurzfassung 

Bestell-Nr. 5769 
Preis je 50 Expl. 50,00 DM 
(25,56 EURO) 

Alle Preise gelten zzgl. MwSt. und Versand gemäß Versandbedingungen 


